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LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE Ministerium für 
Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerin 

Ministerium für Schule und Bildung NRW, 40190 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden des 
Ausschusses für Schule und Bildung 
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Florian Braun MdL 
Platz des Landtags 1. 
40221 Düsseldorf 

Bericht zum Thema „Aktueller Sachstand Umsetzung der Vor­
schläge des wissenschaftlichen Konsortiums zur Überarbeitung 
des AO-SF-Verfahrens" 
Bitte der Fraktion der SPD um einen schriftlichen Bericht für die Sitzung 
des Ausschusses für Schule und Bildung am 20. November 2024 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

beigefügt übersende ich den Bericht zum Thema „Aktueller Sachstand 
Umsetzung der Vorschläge des wissenschaftlichen Konsortiums zur 
Überarbeitung des AO-SF-Verfahrens" für die Sitzung des Ausschusses 
für Schule und Bildung am 20. November 2024. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie diesen den Mitgliedern des Ausschus­
ses für Schule und Bildung vorab zur Information zuleiten würden. 

J::;~?;z 
Dorothee Feiler 

IJ 
AK. November 2024 
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Anschrift: 
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Bericht des Ministeriums für Schule und Bildung des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

,,Aktueller Sachstand Umsetzung der Vorschläge des wissen­
schaftlichen Konsortiums zur Überarbeitung des AO-SF-Verfah­

rens" 

Bitte der Fraktion der SPD um einen schriftlichen Bericht der Lan­
desregierung zur Sitzung des Ausschusses für Schule und Bil­

dung am 20. November 2024 

Dem Ministerium für Schule und Bildung ist es ein wichtiges Anliegen, 
Hintergründe und Ursachen für die seit Jahren stetig steigende Anzahl 
der Schülerinnen und Schüler mit Bedarf an sonderpädagogischer Un­
terstützung zu beleuchten. Aus diesem Grund hat das Ministerium für 
Schule und Bildung den „Wissenschaftlichen Prüfauftrag zur steigenden 
Anzahl der. Schülerinnen und Schüler mit Bedarf an sonderpädagogi­
scher Unterstützung" an ein Wissenschaftskonsortium vergeben. An vie­
len Stellen bestätigt das umfangreiche Gutachten, dass eine Verbesse­
rung der Qualität der Feststellungsverfahren nach der „Verordnung über 
die sonderpädagogische Förderu~g, den Hausunterricht und die Klinik­
schule" (Ausbildungsordnung sonderpädagogische Förderung - AO-SF) 
angezeigt ist; es bestätigt aber auch, dass die in das Gesamtverfahren 
einfließenden personellen Ressourcen durch eine Verschlankung des 
Verfahrens effizienter genutzt werden können. 

Die einzelnen Empfehlungen der Gutachter sind eng miteinander ver­
knüpft und können nicht isoliert betrachtet werden. landesweite Umset­
zungsstrategien müssen komplexe Wechselwirkungen zwischen organi­
satorischen Abläufen, fachlich-inhaltlichen Einordnungs- und Bewer­
tungsprozessen sowie eine Veränderung bisheriger Verfahrens- und 
Verwaltungspraxis im Kontext des Feststellungsverfahrens berücksichti­
gen. 

Zusätzlich wurde das Gutachten mit dem Fachbeirat inklusive schulische 
Bildung erörtert. Das Ministerium für Schule und Bildung erhielt dort wei­
tere Vorschläge und Hinweise zu den Umsetzungsstrategien. In einem 
partizipativ angelegten Arbeitsprozess brachten verschiedene Vertretun­
gen der Zivilgesellschaft zum Teil divergierende Rückmeldungen ein. 
Dennoch herrschte große Einigkeit über die Empfehlungen zur Verbes­
serung der Standardisierung und Vereinheitlichung im Verfahren sowie 
über Maßnahmen zur möglichen Entkoppelung der Ressourcen von 
Feststellungsverfahren. Den Mitgliedern des Fachbeirates war es beson­
ders wichtig, dass die Rolle der Eltern und Erziehungsberechtigten im 
gesamten Prozess gestärkt wird, ihre Sichtweisen einbezogen und die 
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Transparenz der Entscheidungen und möglicher Konsequenzen erhöht 
werden (vgl. Empfehlung 7 aus dem Prüfauftrag). 

Die geplanten Umsetzungsstrategien des Ministeriums für Schule und 
Bildung werden in verschiedenen Handlungsfeldern gebündelt und be­
rücksichtigen die zentralen Empfehlungen des Wissenschaftskonsorti­
ums. 

Handlungsfeld 1: Präzision 

In seiner ersten Empfehlung hebt das Wissenschaftskonsortium die Not­
wendigkeit präziser Definitionen für die Bedarfe an sonderpädagogischer 
Unterstützung hervor. 

Das Ministerium für Schule und Bildung wird eine Konzertierung der or­
ganisatorischen, zeitlichen und inhaltlichen Verfahrensweisen anstreben 
sowie formale und strukturelle Vorgehensweisen der Beantragung und 
schulaufsichtlichen Genehmigungsprozesse vereinheitlichen. 

Handlungsfeld II: Prävention 

Das Ministerium für Schule und Bildung strebt im Kontext des Feststel­
lungsverfahrens nach der AO-SF eine Hervorhebung der individuellen 

· Förderung der allgemeinen Schule an, um der Subsidiarität der sonder­
pädagogischen Förderung stärker Rechnung zu tragen. 

Dadurch soll erreicht werden, dass alle Fördermöglichkeiten der allge­
meinen Schule zunächst gleichsinnig ausgeschöpft werden .. 

Handlungsfeld III: Professionalisierung 

Um die Professionalisierung der Feststellungsverfahren nach der AO-SF 
zu erhöhen, sollen Maßnahmen auf verschiedenen Ebenen umgesetzt 
werden. 

Auf der organisatorisch-strukturellen Ebene wird geprüft, ob eine Zentra­
lisierung in überregionalen Expertisestellen erfolgen kann. Auf der inhalt­
lich-fachlichen Ebene soll die Kongruenz der Entscheidungspraxis her­
gestellt werden. 

Besonders die Maßnahmen in den Handlungsfeldern I und III tragen zur 
Verbesserung der Standardisierung bei. Ein derart komplexer Umsteue­
rungsprozess, wie er durch die Empfehlungen des Wissenschaftskonsor­
tiums angeregt wird, bedarf der Umsetzungsstrategien in unterschiedli­
chen Zeitabfolgen. Teilweise werden Umsetzungsschritte mittel- und 
langfristig parallelisiert werden müssen. Erste Maßnahmen im Hand­
lungsfeld I Präzision werden bereits für 2025 vorbereitet und dann lan­
desweit implementiert. 

Sofern sich im Zusammenhang mit der Entwicklung entsprechender 
Umsetzungsstrategien haushaltsrelevante Entscheidungen für die 
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Zukunft ergeben sollten, sind diese innerhalb der Landesregierung ab­
zustimmen und obliegen der Entscheidung des Haushaltsgesetzgebers. 
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